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20 . 05 . 75 


Große Anfrage 

der Fraktion der CDU/CSU 


betr. Grundsätze der wirtschaftlichen Zusammenarbeit in der Entwickiungspolitik 
der Bundesregierung 


Wir fragen die Bundesregierung: 

1. Welche Punkte in der bisherigen entwicklungspolitischen 
Konzeption der Bundesregierung, die unter der Verant- 
wortung des früheren Bundesministers Eppler erarbeitet 
wurde, wurden oder werden aufgegeben oder geändert? 
Welche Punkte werden neu in die frühere entwicklungs- 
politische Konzeption der Bundesregierung eingefügt? 

2. Hält die Bundesregierung an den wiederholten Aussagen 
des früheren Bundesministers für Wirtschaftliche Zusam- 
menarbeit, Eppler, fest, daß der hohe Anteil der multilate- 
ralen Hilfe an der gesamten deutschen Entwicklungshilfe 
ein Qualitätsmerkmal an sich sei? 

3. a) Wie vereinbart die Bundesregierung die Äußerungen 

von Regierungssprecher Bölling am 22. Januar 1975, die 
bilaterale Hilfe müsse künftig Vorrang erhalten, mit 
der Feststellung von Bundesminister Bahr am 12. De- 
zember 1974 im Deutschlandfunk, daß der jetzige Anteil 
der multilateralen Hilfe am Gesamtumfang der deut- 
schen Entwicklungshilfe (28 v. H.) aufrechterhalten 
würde? 

b) Rechnet die Bundesregierung ^die Entwicklungshilfe im 
Rahmen der Europäischen Gemeinschaft zu den multi- 
lateralen öder den (integriert-)bilateralen Leistungen, 
und wie beurteilt die Bundesregierung mittelfristig 
(fünf Jahre) das zahlenmäßige Verhältnis von bilatera- 
ler zu multilateraler Hilfe? 

4. Wie definiert die Bundesregierung die Eigeninteressen der 
Bundesrepublik Deutschland im Rahmen der Entwicklungs- 
politik, und wie soll sich dieses Interesse, das nach Aus- 
sagen von Regierungssprecher Bölling am 22. Januar 1975 
künftig nicht zu kurz kommen soll, konkret in den einzel- 
nen Maßnahmen der Entwicklungspolitik auswirken? 
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5. a) Welche Veränderungen in den entwicklungspolitischen 

Zielen und Instrumenten erfordern die Rohstoffverteue- 
rungen und -Verknappungen nach Meinung der Bundes- 
regierung? 

b) Welches Verhältnis hat nach Auffassung der Bundes- 
regierung die Entwicklungspolitik zur Rohstoffpolitik? 
— Welche konkreten Maßnahmen im Bereich der Ent- 
wicklungspolitik sollen künftig der deutschen Roh- 
stoffsicherung dienen? 

— Welchen Anteil an der gesamten deutschen Entwick- 
lungshilfe hatten Rohstoffprojekte, die der deut- 
schen Rohstoffversorgung dienen, in den Jahren seit 
1970, und welchen Anteil haben sie in der Rahmen- 
planung 1975? 

Welche konkreten Projekte der deutschen Entwick- 
lungshilfe sind z. Z. in Durchführung oder in Planung, 
die einen Beitrag zur deutschen Rohstoffsicherung 
leisten? 

6. Von welchen Entwicklungsländern ist die Rohstoffversor- 
gung der Bundesrepublik Deutschland in besonderem Maße 
abhängig? Um welche Rohstoffe handelt es sich? 

7. a) Welche Gründe haben die Bundesregierung veranlaßt, 

bei der Vorbereitung entwicklungspolitischer Entschei- 
dungen davon auszugehen, daß sich der Erdölpreis in 
den nächsten zwei bis drei Jahren bis zu 25 v. H. senken 
wird (vgl. „Handelsblatt" vom 12. Dezember 1974)? 

b) Welche Folgerungen für die entwicklungspolitische Kon- 
zeption und für konkrete Maßnahmen zieht die Bundes- 
regierung aus dieser Annahme? 

8. Wann ist der Wissenschaftliche Beirat des Bundesministe- 
riums für Wirtschaftliche Zusammenarbeit mit der schwie- 
rigen Situation, in die besonders die rohstoffarmen Länder 
nach der Ölpreissteigerung geraten sind, befaßt worden, 
und welche konkreten Empfehlungen hat er ausgesprochen, 
um zu einer veränderten Schwerpunktsetzung bei der 
sektoralen Förderung und der Verteilung der Entwicklungs- 
hilfe sowie zu neuen Formen der wirtschaftlichen Zusam- 
menarbeit zu kommen? 

9. a) In welchem Umfang haben die folgenden Ländergrup- 

pen (auch wenn einige der „Länderkategorien" erst 
später eingeführt wurden) deutsche Entwicklungshilfe 
- aufgeschlüsselt nach Zusagen und Auszahlungen, 
Kapitalhilfe und Technischer Hilfe - in den Jahren seit 
1970 erhalten, und in welchem Umfang sind für sie 
Entwicklungshilfeleistungen für 1975 geplant: 

1. die 26 am wenigsten entwickelten Länder, 

2. die von den jüngsten internationalen Preisbewe- 
gungen am härtesten betroffenen Länder (nach der 
Definition der UN), 
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3. die rohstoffreichen Länder (Netto-Rohstoff-Exporte 
über 40 v. H.), 

4. die Entwicklungsländer, von deren Rohstoffliefe- 
rungen die Bundesrepublik Deutschland besonders 
abhängig ist (vgl. Frage Nr. 6), 

5. die mit der EG alt-assoziierten Länder, 

6. die Vertragspartner der Konvention von Lome, 

7. die Mittelmeerländer, 

8. die arabischen Länder sowie - gesondert darge- 
stellt - die nicht arabischen islamischen Länder, 

9. die Länder Afrikas, 

10. die Länder Lateinamerikas, 

1 1 . die Länder Asiens, 

12. die Länder Europas? 

b) Wie beurteilt die Bundesregierung die gegenwärtige 
Verteilung der deutschen Entwicklungshilfe, und hält 
sie wesentliche Korrekturen - wenn ja, welche - für 
erwünscht? 

10. Wie vereinbart die Bundesregierung die Aussage von Bun- 
desminister Bahr (am 12. Januar 1975 im SWF), daß die 
arabischen Erdölländer vorzugsweise an andere arabische 
Länder Entwicklungshilfe leisten und daß daraus Konse- 
quenzen gezogen werden müßten, mit der Tatsache, daß 
der Anteil der Kapitalhilfe für die arabischen Länder an 
der gesamten deutschen Kapitalhilfe in der Rahmenplanung 
für 1975 überproportional auf 24,7 v. H. gesteigert wird? 

11. Beabsichtigt die Bundesregierung, irgendwelche Länder aus 
der Liste der Kapitalhilfeempfänger zu streichen? Wenn ja: 
welche und mit welcher Begründung? 

12. In welchem Umfang haben die Erdölländer Saudi-Arabien, 
Kuwait, Vereinigte Arabische Emirate, Irak, Iran, Libyen 
und Venezuela seit 1968 Kapitalhilfe erhalten? 

13. a) Welche Länder erhalten seit wann und in welchem 

finanziellen Umfang und in welchen Bereichen „Tech- 
nische Hilfe gegen Bezahlung"? 

b) In welcher Höhe wurden bisher und werden 1975 durch 
die Anwendung dieses Instruments für die „ärmsten der 
armen Länder" Mittel frei, wie dies Bundesminister Bahr 
(am 25. September 1974 im Hessischen Rundfunk) ange- 
kündigt hat? 

14. Welche konkreten Projekte mit welchem finanziellen Um- 
fang nach dem Modell der von Bundesminister Bahr im 
Sudan angekündigten staatlichen „Dreieckskooperation" 
sind bisher mit arabischen Geldern begonnen worden oder 
befinden sich im Planungsstadium? Welche konkreten 
finanziellen Zusagen reicher arabischer erdölproduzieren- 
der Länder liegen für diese Projekte vor? 
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15. Wie beurteilt der Wissenschaftliche Beirat des Bundes- 
ministeriums für Wirtschaftliche Zusammenarbeit die vor- 
gesehene staatliche Dreieckskooperation zwischen ölexpor- 
tierenden Staaten, Industrieländern und Entwicklungs- 
ländern, und welche Möglichkeiten hat er für ein „re- 
cycling" der Ölgelder vorgeschlagen? 

16. Welche konkreten Produktionszweige müssen nach Auf- 
fassung der Bundesregierung in Entwicklungsländer „ver- 
lagert" werden, da sie dort rentabler und billiger arbeiten 
können - wie das Bundesminister Bahr am 6. Februar 1975 
gegenüber der „Frankfurter Rundschau" erklärt hat -, und 
welche Maßnahmen hat die Bundesregierung getroffen, um 
die Folgen solcher „Verlagerungen" in den Griff zu be- 
kommen? 

17. Wie beurteilt die Bundesregierung das Ergebnis der Ver- 
handlungen der EG mit den AKP-Staaten in der Frage der 
Exporterlösstabilisierung, insbesondere im Hinblick auf die 
Möglichkeit, daß ein solches Modell weltweit realisiert 
werden könnte? 

18. Wie beurteilt die Bundesregierung den vom Generalsekre- 
tär der UNCTAD dem Rohstoffausschuß dieser Organisa- 
tion vorgelegten „Corea-Plan", der für 18 wichtige Roh- 
stoffe internationale Vorratslager, einen Finanzierungs- 
fonds, multilaterale Liefer- und Abnahmeverpflichtungen, 
Ausgleichszahlungen zur Stabilisierung von Exporterlösen 
und die Weiterverarbeitung von Rohstoffen in den Erzeu- 
gerländern vorsieht; welche Einzel Vorschläge - und aus 
welchen Gründen - lehnt sie ab, unterstützt sie oder hält 
sie für diskutabel? 

19. a) Welche konkreten Forderungen 

— der „Grundsatzerklärung" der 6. Sonderkonferenz 
der Vereinten Nationen für Rohstoffe und Entwick- 
lung vom 6. Mai 1974, 

— des von den Entwicklungsländern beschlossenen 
„Aktionsprogramms", in dem u. a. die Errichtung von 
Produzentenkartellen, die Bindung der Preise für 
Exportgüter der Entwicklungsländer an die Preise 
ihrer Importgüter aus den Industrieländern sowie 
eine Nationalisierung der natürlichen Ressourcen 
der Entwicklungsländer gefordert wird sowie 

— der von den Vereinten Nationen im Dezember ver- 
abschiedeten „Charta über wirtschaftliche Rechte 
und Pflichten der Staaten" 

wird die Bundesregierung bei der 7. UN-Sonderkonfe- 
renz mit welcher Begründung ablehnen? 

b) Wie ist die Aussage Bundeskanzler Schmidts im Ab- 
schlußkommunique nach dem Besuch Titos in Bonn: 
„Jugoslawien und die Bundesrepublik Deutschland be- 
stätigen ihre Bereitschaft, sich im Rahmen ihrer Mög- 
lichkeiten für die Verwirklichung der auf dieser 6. Son- 
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derkonferenz verabschiedeten Deklarationen (Neue 
Weltwirtschaftsordnung) einschließlich des Aktionspro- 
gramms einzusetzen" vereinbar mit den positiven Aus- 
sagen Außenminister Genschers zur liberalen Weltwirt- 
schaftsordnung? 

20. Hält die Bundesregierung mit den deutschen wirtschafts- 
politischen Interessen für vereinbar, die liberale arbeits- 
teilige, auf dem Grundsatz der Meistbegünstigung beruhen- 
de Weltwirtschaftsordnung einzuschränken? 

21. Welchen Umfang der deutschen Entwicklungshilfeleistun- 
gen - aufgesdilüsselt nach Einzelplan 23, gesamter Bundes- 
haushalt, ODA - sieht die Bundesregierung für die Jahre 
bis 1978 vor? 


Bonn, den 20. Mai 1975 


Carstens, Stücklen und Fraktion 
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Begründung 

Durdi die Preiserhöhung für Erdöl haben sidi die Unterschiede 
in den wirtschaftlichen Zukunftsaussichten vieler Entwicklungs- 
länder erheblich vergrößert. Gleichzeitig hat sich die Emäh- 
rungskrise in vielen Entwicklungsländern verschärft. Die In- 
flation, große Handelsbilanzungleichgewichte und Forderungen 
der Entwicklungsländer nach einer neuen Weltwirtschaftsord- 
nung haben darüber hinaus zu einer verstärkten Gefährdung 
der Funktionsfähigkeit einer internationalen Arbeitsteilung ge- 
führt. 

Die Zahlungsbilanzschwierigkeiten zahlreicher Industrieländer 
bringen die Gefahr eines Stagnierens der Entwicklungshilfe- 
leistungen mit sich. Andererseits ist eine Anzahl von kapital- 
reichen erdölproduzierenden Ländern in die Lage versetzt wor- 
den, einen wesentlichen Beitrag zur Entwicklungsfinanzierung 
in der Dritten und Vierten Welt zu leisten. 

In dieser Situation ist es notwendig, die deutsche Entwicklungs- 
politik auf die veränderte internationale Lage einzustellen. Die 
Bundesregierung hat hierzu bisher widersprüchliche Aussagen 
und Ankündigungen ohne greifbare Substanz gemacht, gleich- 
zeitig aber keine entscheidenden Konsequenzen gezogen. 
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